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1 Einleitung 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik ist ihrem Wesen nach primär auf die Si­
cherung der in der Landwirtschaft beschäftigten Menschen gegen die Risi­
ken des Lebens wie Krankheit, Unfall usw. gerichtet. Es ist das Verdienst 
von HAGEDORN und SEEBOHM (4), mit ihrem Beitrag klar und einleuchtend die 
Grenzen einer so definierten, EG-weiten landwirtschaftlichen Sozialpoli­
tik vor Augen geführt zu haben. Ohne Abstriche ist ihnen zuzustimmen, 
wenn sie feststellen, daß 

- gravierende Unterschiede in der Zielrichtung sowie rechtlichen und 
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finanziellen Ausgestaltung einzelstaatlicher (Agrar)Sozialpolitik, 

- die geringe Verankerung sozialpolitischer Kompetenzen im EWG-Vertrag 
sowie 

- wirtschaftliche, soziale und politische Faktoren 

einer gemeinsamen landwirtschaftlichen Sozialpolitik entgegenstehen. 

Jedes - auch zukünftige - EG-Mitglied verfügt über eine an seinen wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Gegebenheiten orientierte Option hin­
sichtlich der Weiterentwicklung sozialer Sicherungssysteme und -inhalte. 
Eine Angleichung der sozialpolitischen Ziele und erreichten Standards auf 
Gemeinschaftsebene ist zwar vorstellbar, dürfte jedoch auf absehbare Zeit 
an den historisch gewachsenen nationalen Strukturen und den unterschied­
lichen Leistungsniveaus der Volkswirtschaften scheitern. Dahinter tritt 
der andere Aspekt zurück, daß Artikel 118 des EWG-Vertrages (12) die EG­
Kommission lediglich beauftragt, in bestimmten sozialen Bereichen eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern. Diese gerin­
ge Kompetenz gilt grundsätzlich auch für die agrarsoziale Sicherung. 

über die soziale Absicherung hinaus werden jedoch - zumindest in einigen 
Mitgliedstaaten - mit der landwirtschaftlichen Sozialpolitik auch unmit­
telbar agrarpolitische Ziele angestrebt; sie ist damit in diesen Staaten 
integrativer Teil der nationalen Agrarprolitik. Da diese wiederum weitge­
hend von Gemeinschaftsaktionen auf EG-Ebene bestimmt wird, gerät die 
landwirtschaftliche Sozialpolitik zwangsläufig in die Diskussion über die 
Weiterentwicklung der gemeinschaftlichen Agrarpolitik. 

2 Agrarpolitische Implikationen gemeinsamer landwirtschaftlicher 
Sozialpol itik 

2.1 Förderung der Mobilität der Arbeitskräfte 

Allein mit der Agrarpreispolitik ist den in der europäischen Landwirt­
schaft Beschäftigten kein ausreichendes Einkommen sicherzustellen. Eine 
zentrale Aufgabe jeder Agrarpolitik ist und bleibt die Förderung der Fak­
tormobilität in der Landwirtschaft, insbesondere des Faktors Arbeit. Um 
soziale Härten zu vermeiden, sollen Umschulungs- und andere Hi I fen eine 
berufliche Eingliederung der Arbeitskräfte in andere Wirtschaftsbereiche 
erleichtern. 
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In der Regel steht in den EG-Mitgliedstaaten sowohl abhängig Beschäftig­
ten in der Landwirtschaft als auch selbständigen Landwirten die Möglich­
keit offen, an Maßnahmen der beruflichen Bildung teilzunehmen, die eine 
qualifizierte Erwerbstätigkeit außerhalb des landwirtschaftlichen Sektors 
zum Ziel haben. Nationale Maßnahmen, die u.a. auf eine außerlandwirt­
schaftliche Wiederbeschäftigung möglichst an Ort und Stelle gerichtet 
sind, werden finanziell unterstützt durch das seit 1972 neu gestaltete 
gemeinschaftliche Instrument des Europäischen Sozialfonds. Die allgemein 
schwierige Arbeitsmarktlage in Europa hat die in der Landwirtschaft Be­
sChäftigten zunehmend weniger motiviert, an nationalen Berufsförderungs­
maßnahmen tei I zunehmen • Damit ist auch die finanzielle Bete i I igung der 
Gemeinschaft zurückgegangen (8). Mit dem bevorstehenden Eintritt neuer, 
noch stark landwirtschaftlich geprägter Mitgliedstaaten dürfte die agrar­
politische Bedeutung des gemeinsamen Sozialfonds wieder zunehmen. 

2.2 Förderung der Flächenmobil ität 

In dem Maße, wie attraktive Erwerbsalternativen nicht oder nur begrenzt 
zur Verfügung stehen, erhält die Förderung des altersbedingten Ausschei­
dens aus dem landwirtschaftlichen Produktionsprozeß herausragende Bedeu­
tung für den Umfang der Flächenmobilität in der Landwirtschaft. 

Eine Verpflichtung, das Unternehmen z.B. an den Hofnachfolger abzugeben, 
um in den Genuß einer Alterssicherung zu gelangen, besteht lediglich in 
der Bundesrepublik Deutschland (KIRNBAUER, 5). Der Staat unterstützt hier 
die frühzeitige Hofübergabe mit finanziellen Zuschüssen zum Alterssiche­
rungssystem. Anreize, die landwirtschaftliche Produktion einzustellen, 
zumindest aber einzuschränken, werden in Belgien und Großbritannien da­
durch gesetzt, daß die Rente ni cht gewährt oder gekürzt wird, wenn das 
Einkommen aus dem Betrieb eine bestimmte Höhe überschreitet (KOMMISSION, 
6, 7). In Frankreich erhalten Landwirte einen Zuschlag zu ihrer Alters­
rente, wenn sie nach dem 65. Lebensjahr ihre Flächen anderen Betrieben 
zur Verfügung stellen (GERVAIS, 3). Gibt ein Landwirt bereits mit 60 Jah­
ren seinen Betrieb auf und die Flächen an einen Berufskollegen ab, so er­
hä lt er unter bestimmten Voraussetzungen eine Betriebsaufgaberente , die 
um eine Prämie verbessert wird, wenn die freiwerdenden Flächen Betrieben 
mit einem Entwicklungsplan zugeführt werden. Ein ähnliches Instrument 
existiert in der Bundesrepublik Deutschland in Gestalt der Landabgaberen­
te, die es älteren Landwirten aus flächenkleineren Betrieben ohne Hof-

565 



nachfolger erleichtern soll, die Landwirtschaft aufzugeben und die frei­
werdenden Flächen anderen, entwicklungsfähigen Betrieben zur Verfügung zu 
stellen. 

Sozio-strukturelle Maßnahmen wie die Betriebsaufgabenrente und die Land­
abgaberente sind auf Gemein.schaftsebene im Rahmen der "Richtlinie des Ra­
tes vom 17. April 1972 zur Förderung der Einstellung der landwirtschaft­
lichen Erwerbstätigkeit und der Verwendung der landwirtschaftlich genutz­
ten Fläche zum Zwecke der Strukturverbesserung" (10) verankert. Derartige 
Förderungsmaßnahmen haben in den übrigen Mitgl iedstaaten bisher nur ge­
ringe Bedeutung erlangt (KOMMISSION, 9, S. 39 ff.), weil im Vergleich zur 
Weiterbewirtschaftung des Betriebes den Landwi rten die gebotenen Hi 1 fen 
zu wenig attraktiv erscheinen oder - wie es in Dänemark der Fall ist -
aus agrarstrukturellen und ordnungspolitischen Gründen eine sektorspezi­
fische Betriebsaufgabehilfe bisher nicht eingeführt wurde. 

2.3 Sicherung der Betriebsführung 

Die Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft hat in einer 
wachsenden Zahl von Betrieben den Arbeitskräftebesatz bis auf die Ar­
beitskraft des Betriebsleiters und evtl. dessen Ehefrau reduziert. Für 
solche "Ein-Mann-Betriebe" wird schon der temporäre Ausfall der Arbeits­
kraft durch Krankheit oder Unfall zu einer EXistenzfrage. Dieses aus dem 
Strukturwandel in der Landwirtschaft resultierende Risiko wird in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgefangen, indem im Rahmen der agrarsozialen 
Sicherung die Gewährung von Ersatzkräften in Form der Betriebs- und/oder 
Haushaltshilfe normiert ist. In den Niederlanden und Frankreich ist diese 
Leistung zwar nicht im Sozialrecht verankert; hier werden jedoch bei In­
anspruchnahme von Betriebs- und Haushaltshelfern in sozialen Fällen dem 
einzelnen Landwirt Kostenerstattungen gewährt (CCMSA, 1). In anderen Län­
dern bestehen Tendenzen, dieser Einrichtung zukünftig ebenfalls einen hö­
heren sozialpolitischen Stellenwert beizumessen. 

2.4 Sicherung des Einkommens 

Dieses Teilziel landwirtschaftlicher Sozialpolitik haben HAGEDORN und 
SEEBOHM (4) so ausführlich dargestellt, daß ich mich hier kurzfassen und 
nur folgendes herausstellen möchte: Soziale Leistungen an Landwirte und 
ihre Famil ienangehörigen werden in den EG-Ländern aus allgemei nen oder 
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besonderen Steuereinnahmen des Staates, aus den Beiträgen der Versicher­
ten und/oder durch Finanzausgleich mit anderen sektoralen Sicherungssy­
stemen gedeckt. In Ländern mit einem sektorspezifischen Sicherungssystem 
für Landwirte existieren Mischfinanzierungen mit einem mehr oder weniger 
hohen Anteil an staatlichen Zuschüssen, die für die Versicherten eine 
beitragsentlastende Wirkung haben. So haben 1977 die Landwirte in Italien 
nur zu 12 v.H., in Frankreich zu 15 v.H. und in der Bundesrepubl ik 
DeutSChland zu etwa 45 v.H. zur Finanzierung des Leistungsvolumens ihrer 
sozialen Sicherung beigetragen (EGGERS, 2, S. 258). In diesen Ländern 
kommt den staatlichen Zuwendungen also eine deutlich einkommenssichernde 
Funktion zu. 

Anderen EG-Mitgliedstaaten stehen keine im Sozialsystem verankerten sek­
torspezifischen Instrumente zur Verfügung, um der Landwirtschaft ähnliche 
Einkommenshilfen zukommen zu lassen. Mit HAGEDORN und SEEBOHM (4) sehe 
ich hierin einen "vorerst unlösbaren Zielkonfl ikt zwischen internationa­
len und intersektoralen Gleichbehandlungszielen". Insgesamt gesehen ist 
darüber hinaus festzuhalten, daß die unterschiedliche rechtliche und fi­
nanzielle Ausgestaltung der sozialen Sicherungssysteme auch den Rahmen 
begrenzt, in dem landwirtschaftliche Sozialpolitik zur Lösung gemeinsamer 
agrarpolitischer Probleme beitragen kann. 

3 Neue sozialpolitische Instrumente zur Lösung agrarpolitischer 
Probleme? 

Da eine baldige Angleichung der einzelstaatlichen sozialen Sicherungssy­
steme ausgeschlossen erscheint, liegt es nahe, zum Ausgleich der Grenzen 
in der Markt- und Preispolitik neue, gemeinschaftliche sozial- bzw. ein­
kommenspolitische Instrumente einzuführen, die die Landwirtschaft in al­
len Mitgliedstaten gleichermaßen begünstigen. HAGEDORN und SEEBOHM (4) 
stehen solchen Vorstellungen sehr skeptisch gegenüber. Sie sehen nicht 
nur die aktuellen finanzpolitischen Schwierigkeiten der Gemeinschaft, die 
einer Verwirklichung entgegenstehen; mit Recht bezweifeln sie auch, daß 
bei unterschiedlichem Sicherungsbedarf ein gerechter Finanzausgleich zwi­
schen reichen und armen Mitgliedsländern gefunden werden kann. Es ist für 
mich außerdem nicht vorstellbar, daß in Ländern mit einem einheitlichen 
Sozialsystem für die gesamte Bevölkerung eigenständige sozialpOl itische 
Instrumente für die Landwirtschaft eingeführt werden, wenn in Ländern mit 
agrarspezi fi schen Systemen die Entwicklung mehr und mehr auf nationale 
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Harmonisierung sozialer Sicherung gerichtet ist. 

In Ländern mit einem eigenständigen agrarsozialen Sicherungssystem zeich­
net sich noch eine andere Entwicklung ab. Unter dem Druck finanzpoliti­
scher Engpässe ist hier die intrasektorale Vertei lungsgerechtigkeit 
staatl icher Zuschüsse in de.n Mittelpunkt des agrarpol itischen Interesses 
gerückt. Es ist zu erwarten, daß in der Folge die staatlichen Mittel zu­
nehmend auf die Gruppen von Landwirten konzentriert werden, die dieser 
Mittel am ehesten zur Existenzsicherung bedürfen. Diese Bestrebungen 
decken sich im übrigen mit dem inzwischen in allen Mitgliedsländern immer 
deutlicher vorgetragenen gesellschaftspolitischen Ziel, allen Bevölke­
rungsgruppen ein bestimmtes Mindesteinkommen zu garantieren (CCMSA, 1). 
Daraus könnte sich auf Dauer tatsächlich eine "neue einkommenspolitische 
Gemeinsamkeit" (HAGEDORN und SEEBOHM, 4) der Mitgliedstaaten ergeben, al­
lerdings nicht unter der Flagge einer spezifischen landwirtschaftlichen 
Sozialpolitik. 

Bis dahin werden die wesentlichen Antriebskräfte für eine EG-weite land­
wirtschaftliche Sozialpolitik aus den gemeinsamen sozio-strukturellen 
Problemen erwachsen und die soziale Absicherung des Strukturwandels in 
der Landwirtschaft zum Ziele haben. Daß dabei auch einkommenssichernde 
Ziele zum Tragen kommen können, zeigt die Richtlinie 75/268/EWG des Rates 
vom 28. April 1975 über die Landwirtschaft in Berggebieten und bestimmten 
benachteiligten Gebieten mit dem gemeinsamen, einkommenswirksamen Instru­
ment der Ausgleichszulage (11). 

4 Schlußbemerkung 

Die nächste Zukunft gemeinschaftlicher landwirtschaftlicher Sozialpolitik 
wird die Einheit in der Vielfalt sein. Die erreichte gemeinsame Basis 
gilt es trotz aller Probleme weiter auszubauen. Dazu leistet bereits der 
kontinuierliche Erfahrungsaustausch über die jewei I igen nationalen 
agrar-sozialpolitischen Bestrebungen einen, wenn auch nicht sofort sicht­
baren, so doch nachhaltigen Beitrag. 
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